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Das zunehmend oppressiver gegen politische Opposition eingesetzte Parteiverbots-
ersatzsystem1 macht deutlich, daß sich die in der vorliegenden Serie2 zum Problem gemachte 
Revisionsbedürftigkeit der bundesdeutschen Parteiverbotskonzeption auch nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts im zweiten NPD-Verbotsverfahrens3 nicht erledigt hat, sondern 
vielmehr zur Sicherung der demokratischen Freiheit gegen den „Verfassungsschutz“ verstärkt 
die Überwindung dieser Konzeption anzustreben ist. Die Anwendung dieses derzeit gegen die 
Oppositionspartei AfD gerichteten Parteiverbotssurrogats rechtfertigt sich nämlich zunehmend 
durch die Verbotsbegründung des Urteils im zweiten NPD-Verbotsverfahren, das dem 
beantragten Parteiverbotsantrag gerade nicht gefolgt ist. Von zentraler Bedeutung für eine 
anzustrebende Revision ist die Erkenntnis, daß diese Parteiverbotskonzeption und 
dementsprechend auch das von dieser abgeleitete Parteiverbotssurrogat wesentlich auf der 
Parteienstaatstheorie von Gerhard Leibholz (1901-1982)4 beruht, der langjährig (von 1951 bis 
1971!) als Richter des Bundesverfassungsgerichts amtiert hatte. Diese Lehre, die in der 
Anfangszeit der Bundesrepublik, maßgeblich eben von Richter Leibholz beeinflußt, eine 
wesentliche Rolle zur Etablierung eines weitgehend staatsfinanzierten Parteienstaates 
eingenommen hat, ist allerdings in der staatsrechtlichen Literatur zunehmend zurückgedrängt 
oder zur Seite geschoben worden, wohl nicht zuletzt auch deshalb, weil erkannt oder zumindest 
erahnt worden ist, daß der Ursprung dieser Konzeption doch sehr am faschistischen 
Einparteiensystem Italiens ausgerichtet5 war, diesem zumindest nicht entscheidend 
widersprechen konnte. Umso problematischer ist die Situation, daß diese an sich aufgegebene 
Parteienstaatsdoktrin bei der Parteiverbotskonzeption noch immer maßgebend erscheint.  
 
Als Demokratie, die nach dieser Parteienstaatslehre mit dem Instrument eines entsprechend 
verstandenen Parteiverbotskonzepts „geschützt“ werden soll, qualifiziert sich aufgrund der 
letztlich antiparlamentarischen Stoßrichtung dieser Lehre in der Tendenz dann auch eher die 
von KPD und SPD-Teilen als Staatspartei SED und dabei von CDU- und FDP(LDPD)-Teilen 
als Blockparteien6 getragene pseudopluralistischen DDR-Diktatur, als die als freiheitliche 
demokratische Grundordnung bezeichnete bundesdeutsche Demokratie, die doch eigentlich 
eine parlamentarische Demokratie eines unbeschränkten Parteienpluralismus sein sollte. 
Zumindest eine rechtsstaatliche Betrachtung der Grundgesetzvorschriften kann keinen 
weltanschaulich beschränkten Pluralismus erkennen! Es fehlt im Grundgesetz für die 

 
1 S. dazu die Übersicht zur entsprechenden Serie:  
https://links-enttarnt.de/kritik-des-parteiverbotssurrogats-uebersicht  
2 S. die Übersicht zu dieser Serie: https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-uebersicht-der-einzelnen-teile  
3 S. dazu den 27. Teil der vorliegenden Serie zur Parteiverbotskritik: Menschenwürde als Feinderklärung gegen 
den deutschen Charakter der Bundesrepublik? Bemerkungen zum verfassungsgerichtlichen Nichtverbot 
mit Verbotswirkung https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-teil-27  
4 Der üblicherweise linksmanipulierte Wikipedia-Eintrag kann zur Erstinformation empfohlen werden: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Gerhard_Leibholz  
5 S. dazu vor allem: Susanne Benöhr, Das faschistische Verfassungsrecht Italiens aus der Sicht von Gerhard 
Leibholz. Zu den Ursprüngen der Parteienstaatslehre, Baden-Baden 1999. 
6 S. dazu den Beitrag zum Alternativen Verfassungsschutzbericht zur Christdemokratie: Verfassungsfeindliche 
Tendenzen innerhalb der Christdemokratie als DDR-Block- und BRD-Kartellpartei gegen rechts 
https://links-enttarnt.de/wp-content/uploads/2021/08/C6neu.pdf  



Bundesrepublik Deutschland sogar, anders als in der Italienischen Verfassung von 1947, das 
Verbot der Neugründung der aufgelösten Faschistischen Partei in den Übergangsvorschriften.  
 
Der ähnlich erscheinende Artikel 139 GG mit dem Gedanken einer „Befreiung … vom 
Nationalsozialismus und Militarismus“ (Anführungszeichen im Original!), der dem 
Grundgesetz als Bestandteil einer ansonsten nicht explizit geregelten Überverfassung7 sogar 
vorgeht, damit aber gerade nicht in diesem als solchen enthalten ist, hat sich anerkanntermaßen 
(wenngleich zum Widerwillen einer sich besonders demokratisch verstehenden linken 
Minderheit) durch Zeitablauf erledigt. Damit wird der Umkehrschluß zwingend: Nach 
Auslaufen der Wirkung von Artikel 139 GG ist das Grundgesetz so zu verstehen, wie es 
geschrieben steht! Deshalb ist nach dem geschriebenen Verfassungsrecht nach Beendigung der 
dem Grundgesetz auf der Grundlage von (umgesetztem) Besatzungsrecht übergeordneten 
Bestimmungen bei rechtsstaatlicher Interpretation in der Bundesrepublik Deutschland nicht nur 
eine international-sozialistische Partei erlaubt ist, sondern auch eine weniger 
internationalistische! Dies gilt unabhängig davon, ob man sozialistische Parteien überhaupt als 
wünschenswert ansieht - was der Verfasser nicht tut,8 aber im Interesse der politischen Freiheit, 
die immer die „Freiheit des Andersdenkenden“ darstellt, zu fordern ist.   
 
 
Wesentlicher Inhalt der diskriminierenden Parteienstaatsdoktrin 
 
Um einem derartigen, rechtsstaatlich naheliegenden „Fehlschluß“ - als der sich das vorgenannte 
Postulat zugunsten der politischen Freiheit nach der Parteiverbotskonzeption selbstverständlich 
darstellen muß - einer rechtsstaatlich gebotenen rechtspositivistischen 
Grundgesetzinterpretation zugunsten eines „Faschismus“ vorzubeugen, mußte naturgemäß eine 
dem Rechtspositivismus widersprechende Doktrin entwickelt werden, die genau in einer 
Parteienstaatslehre besteht, welche paradoxer Weise dem historischen Faschismus durchaus 
sehr Positives abgewinnen konnte! Der wesentliche Inhalt dieser maßgebend von Leibholz 
formulierten und für die bundesdeutsche Verfassungswirklichkeit tradierten Parteienstaatslehre 
besteht in der grundlegenden Annahme, daß das Parlament eigentlich Bestandteil eines 
überholten frühbürgerlichen Liberalismus sei, der wegen der Unversöhnlichkeit der Parteien 
die für ein demokratisches Staatswesen notwendige Integrationsleistung nicht mehr erbringen 
könnte. Deshalb müsse Demokratie direkt im politischen Parteiwesen verortet werden, woraus 
folge, daß der unabhängige und freie Abgeordnete, der für den klassisches Parlamentarismus 
zentrale Bedeutung hatte, eine aussterbende Gattung darstelle.  
 
 
Neigung zur Einparteienintegration 
 
Eine Tendenz, dabei ein Einparteiensystem als demokratisch zu akzeptierten, tut sich dann wie 
von selbst auf, weil dieses die Integrationsleistung zu erbringen verspricht, was ein das 
Funktionieren des Parlaments unterminierendes konkurrierendes Parteiensystem nicht mehr 
vollbringen konnte. Trotzdem ist die Position von Leibholz ambivalent genug, um sie nicht nur 
zugunsten des Faschismus, sondern auch der bundesdeutschen Nachkriegsdemokratie 
nutzbringend anzuwenden: Leibholz ging nämlich durchaus davon aus, daß eine Repräsentation 
des Volks eigentlich nur durch ein Mehrparteiensystem gewährleistet werden könne; wenn aber 

 
7 S. dazu die Ausführungen im 7. Teil der Serie zur Verfassungsdiskussion: Fortwirkung der alliierten 
Überlagerung des Grundgesetzes als Demokratiedefizienz 
https://links-enttarnt.de/wp-content/uploads/2021/05/VfgDisk7-GG-EntstgUmsetzg.pdf  
8 S. dazu die Serie zur Sozialismusbewältigung:  
https://links-enttarnt.de/artikeluebersicht-sozialismusbewaeltigung  



dieses Parteiensystem den Parlamentarismus funktionslos werden lasse, dann erfordere die 
Integration die Wiederherstellung des Autoritarismus. Den Widerspruch hat Leibholz durch die 
Annahme als aufgelöst gesehen, daß die Parteien ohnehin eine Tendenz dazu hätten, als 
„Volkspartei“ das Volksganze vertreten zu wollen. „Der im Parlament nicht funktionierende 
Ausgleich der Interessen war möglich in einer Partei, die nicht mehr die Interessen vereinzelter 
Gruppen wahrnimmt, sondern nun das Volk repräsentiert.“9 Man kann sich vorstellen, daß die 
bayerische CSU in ihrer (gewissermaßen) klassischen Periode, als sie im Wege freier Wahlen 
bei Bestehen eines Mehrparteiensystems zumindest im Bundesland Bayern (fast) 
verfassungsändernde Mehrheiten erzielen konnte,10 das Ideal von Leibholz darstellt. Allerdings 
konnte er bei seinem Ansatz grundsätzlich nichts gegen eine christlich-soziale Diktatur11 
einwenden, wie sie in Österreich 1934 mit dem sog. „Austrofaschismus“12 begründet wurde. 
Man kann in den Parteien natürlich auch eine Tendenz erkennen, nicht nur Volkspartei, sondern 
auch Staatspartei zu werden, indem sie an die 100% der Stimmen erhält (was 
Wahlkampfmanager sicherlich als ihren größten Erfolg betrachten würden), zumal der 
Wahlkampf nicht darauf abzielt, unbedingt unter 100% bleiben zu wollen, wenn dieser 
Prozentanteil zu erreichen wäre.     
 
 
Demokratie als Werteordnung: Potentielle Demokratieabschaffung als demokratische 
Werteverwirklichung 
 
Diese Tendenz zum potentiellen Einparteienregime einer „Volkspartei“ wird noch durch 
Uminterpretation der Demokratie als Wertordnung verstärkt. Demokratie muß nach der 
Parteienstaatsdoktrin deshalb als Wert(e)ordnung verstanden werden, um dem Anliegen der 
staatlichen Integration gerecht werden zu können, die dabei in einer Zivilreligion der Werte 
zum Ausdruck kommen soll. Die Konstituierung von Demokratie als Werteordnung - schon 
dies ein juristisch unklarer, da rechtsfremder Begriff - wird dabei durch Abkehr vom 
Rechtspositivismus und Hinwendung zur geistesgeschichtlichen Methodik insbesondere in der 
Verfassungslehre und damit bei Auslegung und Anwendung des Verfassungsrechts erreicht.  
 
Der Unterschied zwischen einer rechtspositivistisch und damit rechtsstaatlich verstandenen 
Demokratie und einer Demokratie als „Werteordnung“ besteht letztlich darin, daß diese 
Werteordnung ideologie-politische Diskriminierungen bis hin zu entsprechend begründeten 
Parteiverboten als demokratisch erlaubt, wenn nicht gar gebietet, weil nämlich bei der 
Auslegung insbesondere des Verfassungsrechts, keine hinreichende juristische 
Transzendierung von der politischen Motivation des (Verfassungs-)Gesetzgebers erfolgt. Die 
Werteordnung begnügt sich nicht mit dem die politische Freiheit garantierenden 

 
9 So die Zusammenfassung dieser Position bei Benöhr, a.a.O., S. 127. 
10 Als Beispiel sei etwa die bayerische Landtagswahl von 1974 angeführt:  
https://de.wikipedia.org/wiki/Landtagswahl_in_Bayern_1974  
11 S. dazu den Beitrag zum Alternativen Verfassungsschutzbericht: Von der Dollfuß-Schuschnigg-Diktatur zum 
CSU-Verfassungsschutzextremismus  
https://links-enttarnt.de/verfassungsfeindliche-tendenzen-innerhalb-der-christlich-sozialen   
12 Daß die Tatsache dieser Diktatur erhebliche Zweifel an historischen Prämissen der bundesdeutschen 
Parteiverbotskonzeption aufwirft, hat der Verfasser im 7. Teil der vorliegenden Serie zur Parteiverbotskritik 
dargelegt: Parteiverbot als Bewältigungsaufgabe. Die Deutschen als demokratieuntaugliches Volk 
https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-teil-7  
es läßt sich nämlich dadurch vermuten, daß ohne eine NSDAP die Demokratie von Weimar wohl einen 
„österreichischen Weg“ gegangen wäre und gegen diesen bietet die bundesdeutsche Parteiverbotskonzeption 
gerade keinen Schutz! 



Gesetzmäßigkeitsprinzip,13 also mit der von den Bürgern zu fordernden Gesetzestreue, sondern 
fordert die Akzeptanz der dem (Verfassungs-)Gesetz zugrunde liegenden - angeblichen oder 
auch tatsächlichen - Wertungen.14 Da etwa der Grundrechtskatalog im Grundgesetz deshalb 
eingeführt worden sei, damit die Bundesrepublik Deutschland mit diesen Grundrechten, 
insbesondere mit dem zentralen Gedanken der Menschenwürde, ein „Gegenentwurf“15 zu 
einem überwundenen Regime darstelle, wäre es „Mißbrauch“, wenn sich (tatsächliche und real 
auch nur angebliche) Anhänger des „Modells“ auf Grundrechte und Menschenwürde berufen16 
könnten, wie dies bei einer rechtspositivistisch verstandenen Demokratie selbstverständlich 
deren aus dem demokratischen Gleichheitsprinzip folgendes Recht sein würde, insbesondere 
wenn das Verfassungsrecht selbst rechtsstaatskonform kein ausdrückliches Ideenverbot 
vorsieht.  
 
Das zentrale Problem besteht dann darin, zu ermitteln, wer sich trotz der als zentral 
anzusehenden verfassungsrechtlichen Garantie der Gleichheit, ja des ausdrücklichen 
Diskriminierungsverbots im Hinblick auf die politischen Anschauungen (s. Artikel 3 Abs. 3 
GG) nicht - ohne weiteres (wenngleich bis zu einem gewissen Umfang dann wahrscheinlich 
doch, weil der Rechtsstaat doch auch ein „Wert“ - allerdings neben anderen „Werten“ - ist) - 
auf die zentralen politischen Grundrechte der Meinungsfreiheit, des Versammlungsrechts oder 
der Vereinigungsfreiheit berufen darf, weil dies nämlich „Mißbrauch“ wäre. Dies hat das 
Bundesverfassungsgericht in der sog. „Radikalenentscheidung“ wie folgt zum Ausdruck 
gebracht: „In diesem Zusammenhang ... ist es schlechterdings ausgeschlossen, daß dieselbe 
Verfassung, die die Bundesrepublik Deutschland aus den bitteren Erfahrungen mit dem 
Schicksal der Weimarer Republik als eine streitbare, wehrhafte Demokratie konstituiert hat, 
diesen Staat mit Hilfe des Art. 3 Abs. 3 GG seinen Feinden auszuliefern geboten hat.“17  
 
Dieser Argumentationstopos, wonach das geschriebene, bei rechtsstaatlicher 
Betrachtungsweise an sich eindeutige Verfassungsrecht aus letztlich politischen 
Wertungsgründen nicht so eindeutig gelten würde - oder nur diskriminierend gilt - kann sich 
dann auch gegen das freie Wahlrecht, die freie Meinungsäußerung und andere mit Demokratie 
verbundene Grundsätze richten! Bei konsequenter Handhabung müßte gegebenenfalls dann die 
Demokratie abgeschafft werden können, um ihre „Werte“ nachhaltig zu „schützen“: Die unfreie 
Demokratie drängt sich dann ganz wie von selbst als wünschenswertes Verfassungsmodell der 
bundesdeutschen Parteienstaatsdoktrin und insbesondere der damit verbundenen 
Parteiverbotskonzeption auf. Und dies rechtfertigt dann wiederum das permanent praktizierte 

 
13 Zur Beeinträchtigung des Prinzips der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung durch die bundesdeutsche 
Verfassungsschutzkonzeption als ideologie-politischer Veralltäglichung der bundesdeutschen 
Parteiverbotskonzeption: Gegen die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung gerichtete Bestrebungen 
https://links-enttarnt.de/gegen-die-gesetzmaessigkeit-der-verwaltung-gerichtete-bestrebungen  
14 So in etwa die nachvollziehbare Definition des katholischen Philosophen Robert Spaemann in seiner Kritik an 
der Vorstellung, aus Europa einen Werteverbund zu machen, in: Cicero 04/2004 
http://www.cicero.de/97.php?item=240&ress_id=1 eine Überlegung, die allerdings auch nationalstaatlich greift. 
15 Dieser Gedanke ist von zentraler Bedeutung in der Wundsiedel-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, 
um begründen zu können, daß eine eigentlich verfassungswidrige Norm (angeblich) ausnahmsweise doch 
verfassungsgemäß wäre; s. http://www.bverfg.de/entscheidungen/rs20091104_1bvr215008.html 
16 Diese Parole hat auch NRW-Innenminister Ralf Jäger (SPD) im Zusammenhang mit den anstehenden zweiten 
Verbotsverfahrens gegen die NPD im FAZ-Interview vom 01.12.2012, S. 4 verwendet: „Ein Berufen der NPD auf 
diese (Europäische Menschenrechts-)Konvention stellt aus meiner Sicht einen Mißbrauch dar. Die 
nationalsozialistische Ideologie ist der Grund dafür, daß es die Menschenrechtskonvention überhaupt gibt.“ Da die 
Menschenrechtskonvention dann nicht wegen des internationalsozialistischen GULag-Systems erlassen worden 
wäre, dürfen sich danach Internationalsozialisten wie SPD-Politiker (aus deren Partei der Linksextremismus 
hervorgegangen war!) natürlich auf Menschenrechte berufen! Politische Slogans lösen Verfassungsrecht ab, wobei 
die damit einhergehende Diskriminierung aber als „Werteordnung“ abgesegnet wird!  
17 S. BVerfGE 39, 334, 368 f. (= „Radikalenentscheidung“). 



Parteiverbotssurrogat.  
 
 
Ablösung von Verfassungsrecht durch Politologie 
 
In dem als offiziös zu kennzeichnenden Grundgesetzkommentar ist für Personen und 
Vereinigungen, denen die Demokratie nicht „ausgeliefert“ werden darf, indem man ihnen 
vorbehaltslos rechtsstaatlich geboten demokratische Rechte zugesteht, die als „Werte“ 
eigentlich für „Demokraten“ reserviert sind, der Begriff „Grundrechtsterror“18 geprägt worden. 
Die Ermittlung derartiger „Grundrechtsterroristen“, die sich zwar legal, aber nicht legitimer 
Weise, da nicht wertekonform, auf Grundrechte berufen, kann naturgemäß nur durch Abkehr 
von der für den Rechtsstaat19 stehenden weltanschaulich-politischen Neutralität des Staates 
erreicht werden, die insbesondere im Staatskirchenrecht20 nachvollziehbar als Notwendigkeit 
postuliert worden ist, weil nur damit gewährleistet ist, daß der Staat „der Staat aller seiner 
Bürger“ darstellt und damit die demokratietheoretische gebotene Integrationsleistung des 
Staates gelingen kann. Die Abkehr vom rechtsstaatlichen Prinzip der staatlichen Neutralität 
erfolgt im KPD-Verbotsurteil mit der Begründung, daß gegenüber totalitär eingestuften 
Parteien „der freiheitlichen Demokratie, die die Würde des Menschen (auch des totalitär 
Denkenden?, Anm.) zu verteidigen und zu sichern hat, eine neutrale Haltung nicht mehr möglich 
(sei), und es wird ein verfassungspolitisches Problem (sic! einem Gericht sollte nur ein 
verfassungsrechtliches etwas angehen, Anm.), welche rechtlichen Mittel sie einsetzen will, um 
die sich nun für sie ergebende Forderung, ́ keine unbedingte Freiheit für die Feinde der Freiheit´ 
zu lösen. Die Weimarer Verfassung hat auf eine Lösung verzichtet, ihre politische Indifferenz 
(sic! sollte ein Gericht ebenfalls nicht interessieren, Anm.)  beibehalten und ist deshalb der 
aggressivsten dieser ´totalitären` Parteien erlegen.“21  
 
Zur Ermittlung der „Grundrechtsterroristen“, die Grundrechte wertewidrig „mißbrauchen“, 
leistet die geistesgeschichtliche Methodik dann sehr brauchbare Dienste. In der Bundesrepublik 
Deutschland wurde dafür auf die besatzungspolitische Demokratieumerziehung (re-education) 
zurückgehend eine besondere „Politikwissenschaft“ mit Unterfächern wie „Antisemitismus-
Forschung“ (natürlich keine Antigermanismus- Forschung), „Extremismus-Studien“22 
(natürlich keine über den Europaextremismus) oder „Vorurteilsanalysen“ (was allerdings die 
Analyse von Vorurteilen „gegen rechts“ nicht einschließt) eingerichtet, welche insbesondere 
dem Inlandgeheimdienst zuarbeiten, damit diesem die Gedankenkontrolle bei 
„Grundrechtsterroristen“ durch Abkehr von der banalen rechtspositivistischen Methodik des 
Staatsrechts sehr erleichtert wird und womit unter Verletzung der Chancengleichheit der 
Parteien ein „faktisches Parteiverbot“ in Permanenz (Parteiverbotssurrogat) praktiziert werden 
kann.    

 
18 S. dazu die Aussage von Dürig / Klein, in: Maunz / Dürig, Kommentar zum Grundgesetz, Rn. 10 zu Artikel 18 
unter 4.  
19 S. zur Gefährdung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung als rechtsstaatliche Herrschaftsordnung 
durch die aus der Werteordnung hervorgehende bundesdeutsche Zivilreligion: Gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung als rechtsstaatliche Herrschaftsordnung gerichtete Bestrebungen 
https://links-enttarnt.de/gegen-die-freiheitliche-demokratische-grundordnung-als-rechtsstaatliche-
herrschaftsordnung-gerichtete-bestrebungen  
20 S. BVerfGE 33, 23, 28 f. 
21 S. BVerfGE 5, 85, 138 = KPD-Verbotsurteil; daß die Bewertung der Weimarer Verfassung verfehlt ist, s. den 
5. Teil der vorliegenden  Parteiverbotskritik: Die Bundesrepublik – der freieste Staat der deutschen 
Geschichte? https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-teil-5  
22 S. dazu die FAZ-Rezension vom 29.05.2012, S. 8 mit dem Titel: Sammlerfleiß und Ideengeiz. Deutsche 
Extremismusforschung als politikwissenschaftlicher Werkzeugkasten; zum anderen den 9. Teil der Serie zum 
Parteiverbotssurrogat: Verfassungsideologie in der Bundesrepublik als politologische Salamitaktik zur 
Erweiterung der „Verfassungsfeindlichkeit“ https://links-enttarnt.de/kritik-des-parteiverbotssurrogats-teil-9  



 
 
Gleichheit als Werteungleichheit nach der Parteienstaatsdoktrin 
 
Wie man den zentralen Gleichheitssatz, der bei Auslegung des Verfassungsrechts nach der 
rechtswissenschaftlich-rechtspositivistischen Methodik derartiger Bekämpfung von  
„Grundrechtsterrorismus“ entgegensteht, wertedemokratisch überwinden kann, hat Leibholz 
schon in seiner zentralen Abhandlung von 1925 zum Gleichheitssatz dargelegt, in der er „jene 
von der amerikanischen Rechtsprechung sanktionierten Gesetze, welche die Ehe zwischen 
Weißen und Schwarzen verbieten oder die Trennung der Rassen in den öffentlichen 
Verkehrsmitteln festlegen“, einen „interessanten Beleg zu dem Gleichheits- oder ... 
Willkürbegriff“ genannt23 hat. Wenn danach Rassismus dann doch gleichheitskonform und 
demokratisch sein kann, dann doch erst recht Diskriminierung, die nicht nach 
Rassenzugehörigkeit unterscheidet, sondern nach Gedankenträgern. In der „bunten Republik“ 
(so auch die Parole eines abgetretenen Bundespräsidenten), so müßte man nach der 
geistesgeschichtlichen Methodik für die Nach-Leibholz-Zeit nachtragen, die den durch 
Farbzurechnung („die Roten“, „die Schwarzen“ oder: sogar ausdrücklich: „Die Grünen“) zum 
Ausdruck gebrachten politischen Pluralismus der Einheimischen durch einen „demokratischen“ 
Hauptfarbenpluralismus ersetzt (darauf spielt „bunt“ wohl an), ist Rassismus allerdings nur 
noch gleichheitskonform, wenn er sich gegen die autochthonen Einfarbigen („Bleichgesichter“ 
im Sinne von Karl May) richtet,24 die „Grundrechtsterror“ betreiben.   
 
Zumindest ist am Beispiel des zentralen Gleichheitssatzes hinlänglich belegbar, daß die 
geistesgeschichtliche Methodik, die ihren zentralen Konflikt mit dem Rechtspositivismus der 
Weimarer Republik genau bei der Frage der verfassungsgerichtlichen Justitiabilität des 
Gleichheitssatzes (Artikel 109 WRV) ausgetragen hat, zu relativ beliebigen Ergebnissen führt, 
was das Anliegen entwertet, das diese Methodik mit der Anerkennung und Etablierung der 
Verfassungsgerichtsbarkeit herbeiführen will. Die zumindest gegenüber dem 
Rechtspositivismus erheblich gesteigerte Möglichkeit rechtlicher Manipulierbarkeit bei der 
Rechtserkenntnis und Rechtsanwendung erleichtert die politische Diskriminierung. Mangels 
hinreichender (verfassungs-)rechtlicher Abstrahierung von der politischen Motivation des 
Verfassungsgesetzgebers durch die Werteordnung, bleibt dann auch die Ausübung der 
Verfassungsgerichtsbarkeit eine essentiell politische Tätigkeit: Was nach dem traditionellem 
rechtspositivistischem Rechtsverständnis verpönt ist, nämlich die „politische Justiz“, wird nach 
der Werteordnung tendenziell zu einem verfassungsrechtlichen Gebot: Die Justiz25 soll 
wertemäßig parteiisch sein, weil man nur auf diese Weise „Grundrechtsterroristen“ ausschalten 
kann.  
 
Diese Parteilichkeit der verfassungspolitischen Justiz ist dann aber notwendigerweise 
erforderlich, weil damit - allerdings bei Anwendung außerrechtlicher Maßstäbe (sie stehen 
nämlich nicht im Grundgesetz!) wie „Extremismus“, „Verfassungsfeind“, „Grundrechtsterror“ 
- der Beliebigkeit der geistesgeschichtlichen Methodik dann doch rechtsstaatlich erscheinende 
Grenzen gesetzt werden: Die Grenzen ergeben sich dann allerdings aus dem Interesse am Erhalt 

 
23 S. G. Leibholz, Die Gleichheit vor dem Gesetz, 1925, sowie 2. durch eine Reihe ergänzender Beiträge 
erweitere Auflage 1959, S. 110 und S. 114. 
24 S. dazu den zweiteiligen Beitrag zum Rassismus: Von der amerikanischen Sklaverei zum bundesdeutschen 
Kampf gegen Rechts – Metamorphosen des Rassismus 
https://links-enttarnt.de/wp-content/uploads/2020/10/Die-westliche-Vorgeschichte-des-NS-Rassismus.pdf und 
https://links-enttarnt.de/wp-content/uploads/2020/10/Bewaeltigung-und-bunte-Republik.pdf  
25 S. zur Gefährdung der Unabhängigkeit der Justiz in der Bundesrepublik:  Gegen die Unabhängigkeit der 
Gerichte gerichtete Bestrebungen 
https://links-enttarnt.de/gegen-die-unabhaengigkeit-der-gerichte-gerichtete-bestrebungen  



der Werteordnung, was die weltanschauliche Immunisierung der als Träger der Werteordnung 
anerkannten Parteien zur Folge hat. Bestes Beispiel hierfür ist die Methodik26 von sogenannten 
„Verfassungsschutzberichten“, die so abgefaßt sind, daß sie etablierten politischen Kräften 
nicht weh tun, da schon methodisch nur das gegenüber den etablierten Kräften „außen“ 
angesiedelte „beobachtet“ und nach der geisteswissenschaftlichen Methodik als „Extremismus“ 
oder „Grundrechtsterror“ amtlich „analysiert“ wird.27 Schutzgut des Parteiverbots und des 
Parteiverbotsersatzsystems geheimdienstlicher „Beobachtung“ und „Mitteilung“ (Beteiligung 
der Polizeiminister an der Meinungsbildung des Volks) ist damit eindeutig und fast schon 
notwendigerweise ein etabliertes Parteisystems, das sich schon deshalb als Schutzgut von 
Demokratie aufdrängt, weil nach der Parteienstaatsdoktrin Parteien und nicht Parlamente in der 
„Massendemokratie“ das eigentliche Schutzgut von Demokratie darstellen. Das auf diese Weise 
geschützte Parteiensystem stellt dann zumindest virtuell die Einheitspartei dar, die man aus 
Integrationsgründen nach Ausfall des traditionellen Parlamentarismus ohnehin benötigt. 
   
 
Zum faschistischen Zusammenhang der diskriminierenden Werteordnung 
 
Eine als „Werteordnung“ zugunsten etablierter Strömungen gegen Opposition diskriminierende 
Demokratie stellt ein naturgemäß äußerst problematisches Konstrukt dar: Kann nämlich unter 
Berufung auf eine als demokratisch angesprochene Werteordnung die politische Gleichheit 
„modifiziert“, ja abgeschafft werden, die an sich Grundlage und auch - bis zu ihrem antiken 
Ursprung zurückführend - Rechtfertigungsgrund der Demokratie darstellt, dann ergeben sich 
für die Parteienstaatslehre Schwierigkeiten, generell der „Volksdemokratie“, ja sogar dem 
wirklichen, d. h. italienischen Faschismus den demokratischen Charakter abzusprechen:  
 
Für den demokratischen Charakter des Kommunismus, also des „Linksextremismus“ und der 
„Volksdemokratie“, läßt sich sogar die Entstehungsgeschichte des Grundgesetzes anführen, 
nämlich die Begründung für die Formulierung freiheitliche demokratische Grundordnung als 
Schutzgut der Parteiverbotsvorschrift des Artikels 21 Absatz 2 GG! Nach der Aussage hierzu 
im Parlamentarischen Rat sollte mit dieser auch bei Artikel 18 GG (Grundrechtsaberkennung) 
gebrauchten Begrifflichkeit zum Ausdruck gebracht werden,28 daß es eine demokratische 
Ordnung gibt, „die weniger frei ist, die volksdemokratische, und eine, die frei ist.“ Da Zweck 
der Demokratie als Werteordnung nach der Parteienstaatstheorie darstellt, die freie Demokratie 
zum Zwecke der Bekämpfung von „Grundrechtsterroristen“, die sich „mißbräuchlich“ auf 
Freiheit und Demokratie berufen, dann doch nicht ganz so frei zu machen, sondern 
demokratische Diskriminierungen zu erlauben, wird methodisch der Unterschied zwischen der 
Demokratie, die „frei ist“ und der „weniger freien“ „Volksdemokratie“ dann doch ziemlich 
schnell verwischt, was vielleicht mit dem Begriff „freiheitlich“ zum Ausdruck kommt. Dies 
drückt sich schon darin aus, daß das Bundesverfassungsgericht in den Parteiverbotsverfahren 
der 1950er Jahre große Probleme29 hatte, ein Verbotsverfahren gegen die Trägerin der Idee der 
linksextremistischen Volksdemokratie, nämlich die Kommunistische Partei Deutschlands 
(KPD) führen zu müssen und deshalb versucht hat, die den Verbotsantrag stellende 

 
26 S. dazu Methodenkritik an Verfassungsschutzberichten s. die Einführung in den juristischen Teil des 
Alternativen Verfassungsschutzberichts:  
https://links-enttarnt.de/wp-content/uploads/2020/10/Einfuehrung-Alternativer-Verfassungsschutz.pdf  
27 S. zur Möglichkeit der noch weitergehenden Ausweitung dieser Methodik insbesondere „gegen rechts“ den 9. 
Teil der Serie zum Parteiverbotssurrogat: Verfassungsideologie in der Bundesrepublik als politologische 
Salamitaktik zur Erweiterung der „Verfassungsfeindlichkeit“ 
https://links-enttarnt.de/kritik-des-parteiverbotssurrogats-teil-9  
28 S. Jahrbuch des öffentlichen Rechts, Bd. 1, S. 173 (Verhandlungen zu Art. 18 GG). 
29 S. dazu zuletzt: Kurt Nelhiebel, Leichen im Keller? Mutmaßungen über den restriktiven Umgang Karlsruhes mit 
den Akten zum KPD-Verbot, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, 2011, S. 647 ff. 



Bundesregierung davon zu überzeugen, vom Verbotsverfahren, das im Falle von rechts mit 
„kurzem Prozeß“ ganz selbstverständlich durchgezogen worden war, insoweit Abstand zu 
nehmen.  
 
Diese schon besatzungsgeschichtlich vorgegebene bundesdeutsche Demokratielogik hat sich 
nunmehr im Verfassungsverständnis bundesdeutscher Demokraten eindeutig30 durchgesetzt: 
Ein Parteiverbotsverfahren gegen die als Die Linke firmierende Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands (SED), Staatspartei der mit Mauer und Stacheldraht gegen rechts geschützten 
DDR-Demokratie, ist in der fortgeschrittenen bundesdeutschen Werteordnung nahezu 
undenkbar geworden. Vielmehr darf diese Partei ihre durch die DDR-Demokratie gewonnenen 
antifaschistischen Erfahrungen bei der Ausschaltung von rechts in entsprechende 
bundesdeutsche Parteiverbotsforderungen „einbringen“.  
 
Bei den unter „Antifaschismus“ als Ausgestaltung der demokratischen Werteordnung 
laufenden Parteiverbotsforderungen derzeit gegen die AfD (falls diese nicht existierte, wäre es 
eben eine andere derartige Partei) tut sich allerdings das Paradoxon auf, daß sich die 
Parteienstaatslehre für den wirklichen Faschismus äußerst aufgeschlossen gezeigt hatte: Als 
Leibholz 1928 in seiner Antrittsvorlesung „Zu den Problemen des fascistischen 
Verfassungsrechts“  vortrug, wurde dies in der rechtswissenschaftlichen Kritik31 als Eintreten 
für den autoritären Staat und als Gegnerschaft zum Liberalismus interpretiert. Dabei war die 
Position von Leibholz, anders als die seines Lehrers Smend,32 dem Faschismus gegenüber33 
durchaus nicht unkritisch. So hat er erkannt, daß man aufgrund der weitgehenden Abschaffung 
des Parlaments unter Mussolini von einer Demokratie nicht mehr sprechen könne und auch die 
Volkssouveränität, welche die freie Wahl von Abgeordneten erfordere, nicht mehr bestanden 
hatte. Trotzdem attestierte Leibholz der „autoritären Repräsentation“ aufgrund ihrer 
„Volksgebundenheit“ einen demokratischen Einschlag. Dieser Widerspruch läßt sich nur über 
die „Werteordnung“ auflösen: Der Faschismus hat unter Mussolini eine Gleichgerichtetheit von 
Führung und Gefolgschaft erreicht, die der Integrationslehre der Parteienstaatsdoktrin im 
Kontext der zeitgeschichtlichen Problematik voll entsprach. Damit war die Möglichkeit 
geschaffen, autoritären Regimes demokratische Züge zu attestieren:  
 

„Das bedeutet letztlich die Abkehr von der parlamentarischen Demokratie. Der 
parlamentarische Gedanke beinhaltet den mühsamen und schwierigen Ausgleich der 
verschiedenen gesellschaftlichen Interessen. Die Fähigkeit, auch über Parteigrenzen 
hinweg Kompromisse zu schließen und somit eine regierungsfähige Mehrheit zu 
gewährleisten, war nach dem Weltkrieg weder in Italien noch in Deutschland immer 
vorhanden gewesen. Daher lag die Idee nahe, durch den Appell an eine gemeinsame 
Wertegemeinschaft eine Neubelebung des demokratischen Gedankens zu erreichen. 
Daß eine solche Festlegung einer starken Kontroll- bzw. Vermittlungsinstanz bedurfte, 
wurde in Kauf genommen, nicht zuletzt, weil Führung in der Vergangenheit einen, wenn 
auch autoritären, Ausgleich der Interessen beinhaltet hatte. Der italienische Faschismus 
hatte für Smend eine theoretische Vorbildfunktion, hier realisierte sich auch eine neue 
Sichtweise von Parlamentarismus, Demokratie und autoritäre Führung. Leibholz 
seinerseits vollzog die Rückkoppelung und wandte die Lehre auf den Faschismus an.“34 

 
 

30 S. dazu den 17. Teil der Serie zum Parteiverbotssurrogat: Begünstigung der politischen Linken durch die 
bundesdeutsche Verfassungsschutzkonzeption- Gründe und verfassungspolitische Alternative 
https://links-enttarnt.de/kritik-des-parteiverbotssurrogats-teil-17  
31 S. dazu Benöhr, a.a.O. S. 11 ff. 
32 S. https://de.wikipedia.org/wiki/Rudolf_Smend_(Jurist)  
33 S. dazu Benöhr, a.a.O., insbesondere S. 67 ff. 
34 S. Benöhr, a.a.O., S. 68. 



Zur Annahme, daß eine (faschistische) Diktatur als irgendwie demokratisch eingestuft werden 
kann, gelangt Leibholz über die Vorstellung der Repräsentation, die in der durch Werte 
vermittelten Willensidentität der Volksgemeinschaft durch ihre Führung zum Ausdruck 
kommt. Wenn das Parlament aufgrund des parteipolitischen Antagonismus zu dieser 
Repräsentation nicht mehr in der Lage sei, dann kann diese Willenseinheit nur durch eine 
„Volkspartei“ und ihrer Führung verwirklicht werden, die letztlich das Potential einer 
Einheitspartei aufweist. Dementsprechend sah Leibholz auch bei diktaturförmigen souveränen 
Repräsentationen eine entsprechende Legitimation, die sich von den antiken Despotien 
wesensmäßig dadurch unterscheiden würden, „daß sie sich jedenfalls ideologisch auf den 
Willen der Nationen zurückführen (lassen), die die Herrschaft des Diktators, wenn auch unter 
Anwendung von Zwang und Gewalt - das ist das Despotische jeder Diktatur - tatsächlich als 
eine repräsentative Volksherrschaft anerkennen.“35 Ideologie genügt also zur Anerkennung als 
„demokratisch“! 
 
Die Repräsentation des Volks kann danach also rein demokratie-ideologisch, also 
volksdemokratisch-faschistisch erfolgen! Man muß dabei lediglich den bei einer Demokratie 
zu unterstellenden „Willen des Volks“ mit dem seiner Repräsentanten identifizieren, wobei 
über die Methodik der Werteordnung eine demokratie-ideologische Identifizierung ausreicht, 
um einen demokratischen Gehalt der (Parteiverbots-)Diktatur annehmen zu können, sofern 
damit eine entsprechende Integrationsleistung verbunden ist: „Es gibt z. B. absolutistische 
Demokratien in parlamentarischer, zäsaristisch-präsidentieller und monarchischer Form. 
Solche Demokratien können unter Umständen ein konservatives, kollektivistisches, ja sogar 
möglicherweise diktaturförmiges Gepräge tragen und die gesellschaftliche, individuelle 
Freiheit, die Gewissensfreiheit, den Minderheitenschutz, die Selbstverwaltung, den 
Föderalismus als mit ihrem Bestande für unvereinbar erklären.“36  
 
Diese unfreie Demokratie wurde als Ausdruck des Demokratischen deshalb angesehen, weil 
der Liberalismus und damit der klassische Parlamentarismus mit dem Positivismus und 
Relativismus einer politisch-metaphysischen Grundlage entbehrten, d.h. keine die notwendige 
staatliche Integrationsleistung bewirkende Wertordnung hervorbringen könnten. Dagegen37 sei 
bei einer derartigen Wertordnung die demokratische Repräsentation auch ohne allgemeine und 
gleiche Wahlen denkbar: „Das Ziel solcher Diktaturen ist die Demokratie, und zwar entweder 
in der traditionellen Gestalt, bei der sich eine bestimmte Art Liberalismus mit der Demokratie 
verbindet - so etwa, wenn die parlamentarische Form der Demokratie, weil nicht mehr von der 
Mehrheit gebilligt, im Namen der Demokratie suspendiert wird, und der Diktator die Gestalt 
des Fichteschen Zwingherrn zur Freiheit annimmt - oder in der Form der totalen Demokratie. 
Der Faschismus hat z. B. in diesem Sinne die Intention, in Zukunft ein zwar antiliberales, aber 
doch demokratisches Staatsbild von total-autoritärer Prägung herzustellen.“38 Trotz des Verbots 
von Konkurrenzparteien hat Leibholz dem Faschismus demokratische Elemente zugestanden, 
was nur durch die Uminterpretation der (rechtsstaatlichen) Demokratie als Wertordnung 
möglich war. Selbstverständlich war dies auch der Ansatz, sich an das nationalsozialistische 
Demokratieverständnis anzunähern und so lassen sich auch die Aussagen von Leibholz in 
seinem Buch Die Auflösung der liberalen Demokratie in Deutschland und das autoritäre 
Staatsbild interpretieren.39 Dementsprechend wurde dieses Werk (wohl) bei Übersehen der 
Abstammung des Verfassers in das NS- Schrifttumsverzeichnis aufgenommen. „Dies nicht 
zuletzt deswegen, weil Leibholz ständig verstärkend betonte, daß neben der parlamentarischen 

 
35 S. Leibholz, Das Wesen der Repräsentation, S. 142. 
36 S. Leibholz, Die Auflösung der liberalen Demokratie, Der junge Rechtsgelehrte, 1933, S. 305 ff. 
37 S. Leibholz, Die Wahlrechtsreform, in: VVDStL 7 (1932), S. 159 ff. insbesondere S. 162 und 172. 
38 S. Leibholz, Die Auflösung der liberalen Demokratie, S. 79 
39 So auch die Bewertung bei Benöhr, a. a. O., S. 96. 



Demokratie andere Formen der Demokratie möglich seien. Er erweckte somit auf 
nationalsozialistischer Seite den Eindruck, daß er die gleichen politischen Ziele verfolge.“40  
 
 
Bedeutung der profaschistischen Parteienstaatslehre in der Bundesrepublik  
 
In der Bundesrepublik Deutschland hat die Parteienstaatslehre des maßgebenden Richters des 
Bundesverfassungsgerichts, Leibholz, mit ihrer speziellen Parteiverbotskonzeption, die in 
ihrem Ausgangspunkt eine faschistische Diktatur als demokratisch rechtfertigten konnte und in 
Zukunft auch eine DDR-artige „Demokratie“ wertedemokratisch absichern41 könnte, den 
Zweck gehabt, das mit alliierter Hilfe, d.h. mit dem besatzungsdiktatorischen 
Lizenzierungssystem gegen rechts etablierte bundesdeutsche Parteiensystem, welches im Kern 
dem DDR-Parteiensystem der SBZ entsprach, gegen die mögliche freie Wahlentscheidung des 
deutschen Wählers zu sichern.  
 
Dementsprechend ist als eigentlicher Zweck der Parteiverbotskonzeption der Erhalt des einmal 
etablierten Parteiensystems zumindest „gegen rechts“ auszumachen. Formal kann dies am 
numerus clausus der antragsberechtigen Organe beim Parteiverbot erkannt werden: Wäre die 
Parteienstaatstheorie wenigstens konsequent durchgezogen worden, dann wäre man an der 
Antragsberechtigung politischer Parteien nicht vorbeigekommen. Dies würde jedoch einer 
rechten Oppositionspartei (die man nach Aufhebung des antipluralistischen 
Lizenzierungssystems der Besatzungsherrschaft „dulden“ muß) die Möglichkeit verschaffen, 
sich gegen Verbotsforderungen durch Anträge auf Verbot dieser Verbotsforderungsparteien zu 
wehren, weil diese durch ihre Verbotsdrohungen das Mehrparteienprinzip beeinträchtigen oder 
beseitigen wollten. Daher beschränkt man die Verbotsberechtigung auf etablierte Parteien, die 
sich hinter den formal antragsberechtigten Verfassungsorganen Bundesregierung, Bundestag 
und Bundesrat verbergen können.  
 
 
Analyse des SRP-Verbotsurteils42 als Anwendung der Parteienstaatslehre 
 

 
40 S. ebenda, S. 162 f.; gerade seine damalige Wiederannäherung an den Faschismus, wodurch man implizit 
seinerzeit durchaus auch eine Kritik am Nationalsozialismus zum Ausdruck bringen konnte, steht vielleicht der 
Zurechnung von Leibholz zu dem Personenkreis gerade noch entgegen, den der liberale Nobelpreisträger F.A. v. 
Hayek in seinem 1944 erschienen Werk Der Weg zur Knechtschaft (s. S. 230) wie folgt beschrieb: „Wir sollten 
niemals vergessen, daß durch den Hitlerschen Antisemitismus viele aus Deutschland vertrieben worden oder zu 
seinen Feinden geworden sind, die in jeder Beziehung überzeugte Totalitäre der deutschen Spielart gewesen sind“, 
um in der einschlägigen Anmerkung fortzufahren: „Besonders wenn wir den Prozentsatz ehemaliger Sozialisten 
betrachten, die Nationalsozialisten geworden sind, muß man bedenken, daß wir über die wahre Bedeutung dieses 
Verhältnisses erst Aufschluß erhalten, wenn wir es nicht zur Gesamtzahl der ehemaligen Sozialisten in Beziehung 
setzen, sondern zu der Zahl derjenigen, deren Bekehrung unter keinen Umständen durch ihre Abstammung 
verhindert worden wäre. Eine der überraschendsten Seiten der politischen Emigration aus Deutschland ist die 
verhältnismäßig kleine Zahl von Flüchtlingen der Linken, die nicht „Juden“ im deutschen Sinne sind. - Wie oft 
hören wir nicht in Lobreden auf das deutsche System, die so anfangen, wie kürzlich in einem Vortrag eine 
Aufzählung der des Nachdenkens werten Seiten der totalitären Technik „der Wirtschaftsmobilisierung“ eingeleitet 
wurde: „Hitler ist alles andere als mein Ideal. Ich habe zwingende persönliche Gründe dafür, warum er es nicht 
ist, aber ...“. 
41 Dafür spricht schon die bemerkenswerte Ähnlichkeit der DDR-Verfassung von 1949 mit dem bundesdeutschen 
Grundgesetz, s. dazu den 9. Teil der Serie zur Verfassungsdiskussion: Die DDR-Verfassung von 1949 – 
Warnung vor einer linken Fortentwicklung des Grundgesetzes 
https://links-enttarnt.de/verfassungsdiskussion-teil-9  
so daß auch nicht erstaunlich ist, daß sich die deutschen Kommunisten, obwohl ihre Partei auf der Grundlage des 
Grundgesetzes verboten wurde, sich eigentlich immer positiv zu diesem Grundgesetz geäußert haben. 
42 S. BVerfGE 2, 1 ff. 



Diese gerade bei parteienstaatlicher Betrachtungsweise mangelnde Waffengleichheit43 beim 
Parteiverbot hat dann die Interpretation von Artikel 21 GG im Sinne der Parteienstaatsdoktrin 
erlaubt. Die Parteiverbotsbegründung, insbesondere im Falle „gegen rechts“, die trotz der viel 
größeren Fragwürdigkeit als das häufig kritisierte KPD-Verbot, kaum begutachtet wurde, läßt 
eindeutig die mit einer gewissen Distanzierung vom rechtsstaatlichen Rechtspositivismus 
einhergehende geisteswissenschaftliche Methodik erkennen, der sich die Parteienstaatslehre 
bedient. Nur dadurch ist es möglich, das Schutzgut der wie selbstverständlich44 als 
Parteiverbotsvorschrift verstandenen Verfassungswidrigkeitserklärung nach Artikel 21 Abs. 2 
GG, nämlich die freiheitliche demokratische Grundordnung, als Ansammlung von 
Verfassungsprinzipien zu verstehen, die ziemlich apodiktisch in die Welt gesetzt werden, wobei 
verschwiegen wird, daß sie, wenngleich begrüßenswert modifiziert, dem politischen Strafrecht 
(§ 88 Abs. 2 StGB a. F.; nunmehr § 92 Abs. 2 StGB) entnommen sind. Die Tatsache, daß ein 
anderes Verständnis des Schutzgutes hätte möglich sein können, ergibt sich aus einer mehr 
beiläufigen Erwähnung der „verfassungsmäßigen Ordnung“,45 deren Verhältnis zum Schutzgut 
des Artikels 21 Abs. 2 GG jedoch nicht geklärt wurde, weil es das Verfassungsgericht abgelehnt 
hat, dieses nach dem Wortlaut und der Logik zu bestimmen! Eine bemerkenswerte 
Zurückweisung der traditionellen juristischen Auslegung durch das höchste Gericht der 
Bundesrepublik!  
 

„Dabei würden im einzelnen schwierige Auslegungsfragen entstehen, namentlich wenn 
man den in Art. 9 Abs. 2 GG verwandten Begriff der „verfassungsmäßigen Ordnung“ 
dem Begriff „freiheitlichen demokratischen Grundordnung“ gegenüberstellte und ihr 
Verhältnis zueinander nur aus dem Wortlaut mit Mitteln der Logik zu bestimmen 
versuchte. Eine befriedigende Lösung kann nur aus den oben entwickelten 
grundsätzlichen Erwägungen gewonnen werden“  
(Hervorhebung hinzugefügt, unter den „oben entwickelten Erwägungen“ sind die 
ebenfalls sehr apodiktisch eingeführten Auslassungen zum Stellenwert der Parteien 
nach der Parteienstaatslehre zu verstehen, Anm.). 
 

Vor allem ist dem Verfassungsgericht bei dieser zentralen Weichenstellung des Verständnisses 
des (möglichen) Parteiverbots vorzuwerfen, nicht das Verhältnis von Artikel 91 Abs. 2 GG und 
von Artikel 21 Abs. 2 GG untersucht zu haben, weil sich dabei ergeben hätte, daß die 
freiheitliche demokratische Grundordnung nicht den vom Verfassungsgericht ohne 
verfassungsrechtliche Ableitung, sondern unter Berufung auf die „Schöpfungsordnung“ 
eingeführten Prinzipienkatalog darstellen kann, weil der in der Notstandbestimmung von 
Artikel 91 GG für deren Schutz vorgesehene besondere Einsatz der Bundespolizei wohl nicht 
zum Schutz von Verfassungsprinzipien notwendig und von vornherein hierzu untauglich ist. 
Damit kann jedoch freiheitliche demokratische Grundordnung nichts anderes bedeuten als die 
„verfassungsmäßige Ordnung“, nämlich die positiv-rechtlich etablierte Staatsordnung und das 
legale Funktionieren der Staatsorgane. Dies wird jedoch nicht von der Äußerung falscher 
Meinungen bedroht.  

 
43 S. dazu die Ausführungen im 1. Teil der vorliegenden Serie zur Parteiverbotskritik: „Verbotsdiskussion“ als 
Herrschaftsinstrument - Verfahrensungleichheit beim Parteiverbot als verfassungswidrige Vorwirkung 
des Parteiverbots https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-teil-1  
44 Daß dem gar nicht so ohne weiteres sein muß, s. den 2. Teil der vorliegenden Serie zur Parteiverbotskritik: 
Freiheitliche demokratische Grundordnung als Schutzgut des Parteiverbots: Die dringende 
Revisionsbedürftigkeit der bundesdeutschen Parteiverbotskonzeption 
https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-teil-2  
45 S. zu dieser als Schutzgut des Vereinsverbots nach Artikel 9 GG im 3. Teil der Parteiverbotskritik: 
Verfassungsmäßige Ordnung als Schutzgut des Vereinsverbots: Die dringende Revisionsbedürftigkeit der 
bundesdeutschen Vereinsverbotskonzeption https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-teil-3  
 



 
Das Verfassungsgericht wollte aber erkennbar unerwünschte, weil wertewidrige Meinungen 
unterdrücken und kommt deshalb zum Ergebnis:  
 

„Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts in einem Verfahren nach Art. 21 Abs. 
2 GG steht fest, daß die Partei - von Anfang an oder von dem im Urteil bezeichneten 
Zeitpunkt ab - wegen des mit den demokratischen Grundprinzipien in Widerspruch 
stehenden Inhalts ihrer politischen Vorstellungswelt die Voraussetzungen für die 
Mitwirkung bei der politischen Willensbildung des Volkes nicht erfüllt hat. Ist dem aber 
so, dann kann sich die Wirkung des Urteils nicht in der Auflösung des organisatorischen 
Apparates erschöpfen, der zur Durchsetzung dieser Vorstellungen geschaffen worden 
ist; vielmehr ist es der Sinn des verfassungsgerichtlichen Spruches, diese Ideen selbst 
aus dem Prozeß der politischen Willensbildung auszuscheiden“ (Hervorhebung 
hinzugefügt, Anm.). 
  

Diese „Ideenausscheidung“ durch das Instrument des Parteiverbots, die wohl erkennbar eher zu 
einer DDR-Demokratie paßt als zu den „liberalen Demokratien des Westens“ (so die 
Formulierung des Bundesverfassungsgerichts im KPD-Verbotsurteil zur Abgrenzung der 
bundesdeutschen Verbotsdemokratie von diesen eigentlichen Demokratien) hat vor allem den 
Zweck, in einer antiparlamentarischen Stoßrichtung, welche den potentiell faschistischen 
Charakter des Parteiverbotskonzepts nach der Parteienstaatslehre deutlich macht, die auf die 
Ausübung des freien Wahlrechts gewonnenen Abgeordnetenmandate kassieren zu können.  
 
Diese Kassation der freigewählten Abgeordnetenmandate durch ein indirekt gewähltes 
Verfassungsgericht kann nur erreicht werden, indem die zentrale Bestimmung des 
Grundgesetzes über den Parlamentarismus, nämlich das mit der Garantie des freien Wahlrechts 
verbundene freie Mandat des frei gewählten Abgeordneten nach Artikel 38 GG weitgehend 
entwertet wird, was aufgrund der Werteordnungsmethodik ohne weiteres möglich zu sein 
scheint. Respektiert man Parlamentarismus und freies Mandat, wonach der Abgeordnete 
Vertreter des ganzen Volkes ist, dann kann ein Parteiverbot selbstverständlich keinen 
automatischen Verlust des freien Mandats bedeuten. Diese Erkenntnis wurde im Kaiserreich 
und in der Weimarer Republik praktiziert, nur zur Zeit des Führersozialismus hat man dies 
anders gesehen und es ist deshalb bemerkenswert, in welche Tradition sich dann die 
bundesdeutsche Parteiverbotskonzeption stellt! Das Bundesverfassungsgericht geht über die 
Garantie des Parlamentarismus bei Vorrang der Verbotsvorschrift mit folgender Erwägung 
hinweg:    
  

„Der Gegensatz (zwischen freien Mandat, das den Abgeordneten vor dem Parteiverbot 
schützt und der Tatsache, daß der Abgeordnete Vertreter einer Partei ist, wodurch sich 
die Parteiverbotsfolgen auf ihn als Mandatsverlust erstrecken, Anm.) verliert freilich an 
theoretischer Schärfe, wenn man sich vergegenwärtigt, daß es sich bei Art. 38 GG um 
einen Satz aus dem gesicherten ideologischen Bestand des Verfassungsrechts der 
liberalen Demokratie handelt, den der Verfassungsgesetzgeber als herkömmlich und 
daher unbedenklich übernommen hat, ohne daß ihm dabei die prinzipielle 
Unvereinbarkeit mit Art.  21 GG voll deutlich geworden wäre. Immerhin hat sich die 
Auslegung mit der in diesen positiven Normen des Grundgesetzes in Erscheinung 
tretenden Spannungslage auseinanderzusetzen. Die Lösung kann nur so erfolgen, daß 
ermittelt wird, welches Prinzip bei der Entscheidung einer konkreten 
verfassungsrechtlichen Frage jeweils das höhere Gewicht hat“ (Hervorhebung 
hinzugefügt, Anm.). 

 



Dies bedeutet: Der Grundgesetzgeber ist nach Ansicht des Verfassungsgerichts einer liberalen 
Ideologie aufgesessen, wie das Bundesverfassungsgericht mit dem Erkenntnisapparat der 
Parteienstaatsdoktrin entlarvt! Aber immerhin:  
 

„Das Grundgesetz trägt, wie schon ausgeführt, der politischen Wirklichkeit insofern 
Rechnung, als es ausdrücklich anerkennt, daß die Parteien bei der politischen 
Willensbildung des Volkes mitwirken. Damit wird auch in der Verfassung selbst, 
nämlich in Art. 21 und 38 GG, das besondere Spannungsverhältnis erkennbar, das in der 
Doppelstellung des Abgeordneten als Vertreters des gesamten Volkes und zugleich als 
Exponenten einer konkreten Parteiorganisation liegt. Diese beiden Vorschriften lassen 
sich theoretisch schwer in Einklang bringen“ (Hervorhebung hinzugefügt, Anm.). 

 
Aber natürlich wird dem, was „Wirklichkeit“ ist, Vorrang verschafft werden müssen, sonst 
würde man ja unwirkliches Verfassungsrecht vor sich haben! Dazu gehört, daß mit dem 
Grundgesetz die Parteien in das Verfassungsgefüge „inkorporiert“ sind, was zur Folge hat, daß 
„sinnvoll“ nur Parteien am Verfassungsgeschehen teilnehmen dürfen, die die freiheitliche 
demokratische Grundordnung nicht bekämpfen. Wäre damit gemeint, daß man sich keine 
politische motivierte Kriminalität vorwerfen lassen darf, wäre dies rechtsstaatlich 
unbedenklich, dann hätte jedoch die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne der 
klassischen Hochverratsbestimmung als „Staatsordnung“ (verfassungsmäßige Ordnung) 
verstanden werden müssen und nicht als Prinzipienkatalog, so begrüßenswert dieser als solcher 
sein mag. Da sich die Freiheit einer Demokratie darin zeigt, daß man das geltende Recht 
ablehnen und sich dafür einsetzen darf, daß dieses auf legalem Wege geändert wird (bis dahin 
ist allerdings dem als änderungsbedürftige angesehenen Recht der Gesetzesgehorsam 
geschuldet), muß es möglich sein, sich gegen einen Prinzipienkatalog aussprechen zu dürfen.  
 
Der Prinzipienkatalog, der dabei gegen Ideen, d.h. gegen deren Verbreitung geschützt werden 
muß, ist schon positivrechtlich fragwürdig, weil er mehr als die sogenannte „Ewigkeitsgarantie“ 
des Artikels 79 Abs. 3 GG (Verbot von Grundgesetz-Änderungen) besagt und damit die Freiheit 
der politischen Auseinandersetzung stärker einschränkt als verfassungsgesetzlich vorgesehen. 
Grundsätzlich steht jedoch ein leicht ideologisierbarer Prinzipienkatalog, der staatlich 
zwingend vorgegeben ist, generell in Konflikt mit der politischen Freiheit. Als ideologisiert 
stellt sich dieser Prinzipienkatalog schon in der SRP-Verbotsentscheidung dar, weil er für die 
Verbotsbegründung letztlich irrelevant ist: Es findet keine wirkliche Subsumtion von Aussagen 
von Parteifunktionären statt mit dem Ziel der Bewertung, welche Aussagen oder 
Programmpunkte welchen Prinzipien der FDGO widersprechen. Letztlich kommt es 
phänomenologisch auf eine „Gesamtschau“, nämlich die „Wesensähnlichkeit“ an,46 die dann 
nach der geisteswissenschaftlichen Methodik ohnehin die rechtspositivistische Subsumtion 
erübrigt! Die auf dieser Methodik basierende Verfassungsschutzberichterstattung schreibt die 
Abkehr von der rechtsstaatlichen Denkweise fort, wie sie typisch für die bundesdeutsche 
Extremistenbekämpfung ist.  
 
Die Frage ist dann allerdings, gerade wenn es „Wesensähnlichkeit“ für eine Verbot ausreicht: 
Was passiert, wenn die Mehrheit der Wähler sich gegen den Prinzipienkatalog aussprechen und 
deshalb entsprechende Parteien wählen will? Die Antwort des Bundesverfassungsgerichts, 
welche dieses im Zusammenhang mit dem Problem geben muß, ob mit der Aberkennung von 
Parlamentsmandaten aufgrund des Parteiverbots nicht auch die Freiheit der Wähler, zumindest 
derjenigen, welche die besagten Abgeordneten gewählt haben, beeinträchtigt wird:  
 

 
46 S. dazu den 12. Teil der vorliegenden Serie zur Parteiverbotskritik: Demokratischer Schadenszauber: 
Ideologische „Wesensverwandtschaft“ als Verbotsgrund https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-teil-12  



„Die Wähler der ausgeschiedenen Abgeordneten sind durch den Mandatsverlust 
nicht beschwert, da das Verlangen, durch den Abgeordneten einer 
verfassungswidrigen Partei vertreten zu sein, selbst verfassungswidrig wäre“ 
(Hervorhebung hinzugefügt, Anm.). 

 
Damit wird gesagt: Demokratie nach der Parteienstaatslehre im Verständnis der 
bundesdeutschen Parteiverbotskonzeption besteht auch dann, wenn die Mehrheit ausgeschaltet 
ist, welche eine verfassungswidrige Agenda wählen will. Demokratie ist dann auch gegeben, 
wenn die (antizipierte) Minderheit der Demokraten, die aktuell die Mehrheit stellt, die an sich 
für Demokratie stehende (antizipierte) Mehrheit von Nichtdemokraten ausschaltet! Mit diesem 
Konstrukt kann sich auch oder gerade eine „Volksdemokratie“ (natürlich auch ein 
„Faschismus“) rechtfertigen, insbesondere wenn sie aufgrund quasi-rassistischer Annahmen 
wie die SED „faschistisch“ davon ausgehen darf, daß die Neigung der Mehrheit etwa der 
Deutschen zur Demokratiefeindlichkeit so groß ist, daß man sich ein freies Wahlrecht zur 
Wahrung demokratischer Werte gar nicht (mehr) leisten kann, weil dies früher oder später zu 
demokratiefeindlichen Ergebnissen führen würde.  
 
Von dieser antidemokratischen Mehrheit, die durch Parteiverbot und durch das 
Parteiverbotsersatzregime vorab ausgeschaltet werden soll, geht notwendigerweise derjenige 
aus, welcher eine Partei aus rein ideologischen Gründen, nämlich wegen ihres falschen 
Ideenguts verbieten will. Sieht man nämlich keine Chance, daß diese ihre antidemokratische 
Mehrheit bekommt, braucht man doch kein Parteiverbot! Dieses ist in der Bundesrepublik 
Deutschland nur erforderlich, weil die politische Klasse glaubt, daß die Deutschen mehrheitlich 
doch „wieder Nazis wählen“47 würden - was vom ehemaligen SPD-Generalsekretär Peter Glotz 
im Hinblick auf die Weigerung der politischen Klasse, den Deutschen das Plebiszit 
zuzugestehen, als „Hindenburg Syndrom“48 bezeichnet wurde -, wenn man sie ohne 
Parteiverbot und verwandte Mechanismen wie die Beteiligung des öffentlich in Erscheinung 
tretenden Inlandsgeheimdienstes an der Meinungsbildung des Volks 
(„Verfassungsschutzberichte“) nur frei wählen ließe. Dann ist natürlich die (partielle) 
Abschaffung des freien Wahlrechts durch Aberkennung von frei gewählten 
Parlamentsmandaten und Verbot der Teilnahme an künftigen Parlamentswahlen als Folge eines 
gegen Ideen gerichtetes Parteiverbots demokratisch (mag man auch - noch? - nicht zur 
Einheitsliste nach DDR-Recht schreiten), was dann aber auch erforderlich macht, andere 
Integrationsmechanismus als die in einer Demokratie üblichen zu finden: Demokratie ist dann 
die staatlich angeordnete Identifizierung mit demokratischen Werten, natürlich nicht mehr mit 
dem Wert der Volksgemeinschaft,49 aber mit der als Demokratie verstandenen 
Wertegemeinschaft.  
 
Die „Einheit der Demokraten“, die sich dabei zum Zwecke der Abgrenzung zur potentiell 
demokratiefeindlichen Mehrheit ergibt, stellt dann das Äquivalent zum Einparteiensystem 
(auch) des Faschismus dar, dem Jungakademiker Leibholz doch Demokratisches konzedieren 

 
47 Dementsprechend richtet sich die bundesdeutsche Parteiverbotskonzeption gegen die Deutschen als solche, s. 
dazu den 4. Teil der vorliegenden Serie zur Parteiverbotskritik: Verbotsurteile gegen das deutsche Wahlvolk 
https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-teil-4  
48 Was es mit diesem Syndrom auf sich hat, s. im 8. Teil der vorliegenden Serie zur Parteiverbotskritik: 
Parteiverbot als Ausgleich von Strukturschwächen des Grundgesetzes 
https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-teil-8  
49 S. dazu auch den 7. Teil der Serie zum Parteiverbotssurrogat: Verbot der Volksgemeinschaft: „Werte“ zur 
Erzwingung von Soziokratie (Bevölkerungsherrschaft) statt von Demokratie (Volksherrschaft) 
https://links-enttarnt.de/kritik-des-parteiverbotssurrogats-teil-7  



mußte. In der Tat ist dann nachvollziehbar, weshalb sich Mussolini selbst als überzeugter 
Demokrat50 verstand:  
 

„Der Faschismus wendet sich daher gegen die Demokratie, welche das Volk mit 
Mehrheit gleichsetzt und es auf den Stand der Vielen herabdrückt. Es ist die reinste 
Form der Demokratie, wenn man das Volk so auffaßt, wie es sein sollte, nämlich 
qualitativ und nicht quantitativ, so wie es der stärkeren, weil sittlicheren, 
folgerichtigeren und wahreren Idee entspricht: daß sich nämlich im Volke Bewußtsein 
und Wille von Wenigen, vielmehr von einem Einzigen, ausdrückt - eine Idee, welche 
sich im Bewußtsein und Willen aller zu verwirklichen sucht.“ 

 
Auch die bundesdeutsche Parteienstaatsdoktrin geht im Zweifel von einem qualitativen 
Verständnis von Demokratie aus, indem sie nicht die (potentielle) Mehrheit von 
Nichtdemokraten für demokratisch ansieht, sondern die (potentielle) Minderheit der wahren 
Demokraten. Der Wille des Volks, der sich nicht nichtdemokratisch verwirklichen darf und 
wozu das Volk auch kein Recht hat (was die „Verfassung“ besagt), ist dann durch eine 
„Verfassung“ zum Ausdruck gebracht, die im Zweifel durch acht Verfassungsrichter verkörpert 
wird. Diese „Verfassung“, die als ideologischer Volkswille an die Stelle des quantitativ 
ermittelten Mehrheitswillens einer liberalen Demokratie tritt, wird dann zum Äquivalent des 
faschistischen Führerwillens. Die Volkssouveränität wird dabei durch eine 
Verfassungssouveränität51 abgelöst. Es wird nachvollziehbar, wie Leibholz seine pro-
faschistische Parteienstaatstheorie bundesdemokratisch, insbesondere verbotsdemokratisch 
fortsetzen konnte. 
 
 
„Verfassung“ als Überparteiprogramm einer virtuellen Einheitspartei der Demokraten 
 
Die virtuelle Einheitspartei der Demokraten, die sich dem Überparteiprogramm freiheitliche 
demokratische Grundordnung verpflichtet wissen, welche den Willen des Volks auch gegen 
seine potentielle Mehrheit zum Ausdruck bringt, kann natürlich einen vollen 
Parteienpluralismus nicht akzeptieren, allenfalls gelegentlich und unter permanenten 
Widerrufsvorbehalt stehend „tolerieren“. In Übereinstimmung mit der alliierten 
Parteienlizenzierung ist dem Volk durch die „Verfassung“ nicht erlaubt, sich parlamentarisch 
durch Rechtsparteien vertreten zu lassen. Dies macht die SRP-Verbotsentscheidung mehr als 
deutlich, wenn es bei einer rechtsstaatlichen Betrachtungsweise völlig überflüssig analysiert, 
was denn „Rechtsparteien“ wären, zu welchen die zu verbietende SRP hinzugerechnet wurde:   

 
„Die SRP gehört unstreitig zur Gruppe der herkömmlich sogenannten Rechtsparteien, 
die seit langem eine zwar nicht einheitliche, aber doch ihrer allgemeinen geistigen 
Haltung nach bestimmbare Richtung im Gefüge der deutschen politischen Parteien 
darstellen. Bestimmt man die politischen Richtungen im wesentlichen danach, wie sie 
das Verhältnis des Einzelnen zum Staate sehen, so wird man das Wesen der 
Staatsauffassung, von der alle Rechtsparteien ideologisch ihren Ausgang nehmen, 
darin zu sehen haben, daß sie in überindividualistischer Sicht dem Staat vor dem 
Einzelnen den Vorrang gibt - im Gegensatz zum Liberalismus, der den Primat des 
Individuums vor dem Staat betont. Das würde in der letzten Konsequenz heißen, daß 

 
50 Das nachfolgende Zitat ist zu finden bei Benöhr, a.a.O., S. 91. 
51 S. dazu den grundlegenden Aufsatz von Heidrun Abromeit, Volkssouveränität, Parlamentssouveränität, 
Verfassungssouveränität: Drei Realmodelle der Legitimation staatlichen Handelns, in: Politische 
Vierteljahreszeitschrift 1995, S. 49 ff. 
 



auf der einen Seite der Einzelne als um des Staates willen, auf der anderen Seite der 
Staat als um des Einzelnen willen existierend gedacht wird. Die historische Entwicklung 
zeigt freilich eine breitere Farbenskala politischer Richtungen, indem individualistische 
und überindividualistische Vorstellungen sich vielfach vermengen und Gedanken aus 
anderen ideologischen Bezirken hinzutreten. Allen Rechtsparteien ist jedoch die 
starke Betonung des Staatsgedankens gemeinsam“ (Hervorhebung hinzugefügt; es 
geht dabei um ideologische Bewertungen und nicht um Anwendung von 
Rechtsvorschriften; Anm.). 

 
Dieses Zitat macht deutlich, daß es bei Anwendung der „geistesgeschichtlichen Methodik“ der 
phänomenologischen Erfassung des Verbotsgegenstandes um verfassungsgerichtliche 
Ideologiepolitik geht und nicht um die rechtsstaatlich legitime, wenn nicht gar gebotene 
Gefahrenabwehr, bei der es völlig egal ist, welche ideologische Ausrichtung eine Partei hat und 
es nur darum ginge, ob ihre Anhänger Waffenlager anlegen und in einer ähnlichen Weise als 
Gefahr für das Funktionieren des Regierungssystems in Erscheinung treten. Durch die 
„Analyse“ des „Wesens“ der „Rechtsparteien“ macht zudem das Verfassungsgericht deutlich, 
daß es letztlich nicht nur um die ideologische und anderweitige Bekämpfung des 
Nationalsozialismus geht, sondern dies den Vorwand darstellt, Rechtsparteien generell als 
verfassungsgefährlich kennzeichnen zu können. Es ist zu unterstellen, daß die Erörterung des 
Verhältnisses von Staat und Individuum genau diese Stoßrichtung aufweist, weil damit - wie 
insbesondere Leibholz bekannt war52 - gerade der Nationalsozialismus nicht gemeint sein 
konnte. Dessen Haltung ist vielmehr als „staatsfeindlich“ zu kennzeichnen: Hitler war da, 
anders als in diesem zentralen Punkt der (wirkliche) Faschist Mussolini, zu sehr 
obrigkeitsfeindlicher Sozialist53 geblieben und hat dementsprechend angestrebt, den Staat 
durch eine (volksgemeinschaftliche) Bewegung „absterben“54 zu lassen, die dem „Staat befielt“ 
(solange er noch existiert). Der Staat wurde von Hitler gedanklich auf die reine 
Behördenorganisation beschränkt, der gegenüber keiner Unterordnung des Individuums 
erwartet wurde, sondern vielmehr unterwirft sich die das Volk mit ihrem Führer 
repräsentierende Partei den Staat. Der Staat wurde, dem Mißtrauen Hitlers gegenüber der 
Staatsautorität entsprechend, zu diesem Zwecke zum Gegner erklärt, der infiltriert werden 
mußte. 
 
Dies macht deutlich, daß mit der verfassungsgerichtlichen „Analyse“ von „Rechtsparteien“ vor 
allem die traditionelle politische Rechte (gemeint: Konservativismus und Nationalliberalismus) 
getroffen werden sollte, was denn auch - ebenfalls bei einer rechtsstaatlich-
gesetzespositivistischen Verbotsbegründung reichlich überflüssig (denn was hat dies mit der 
Feststellung etwas über das nach rechtsstaatlichen Kriterien verbotsrelevante  Anlegung von 
Waffenlagern etc. zu tun?) - wie folgt zum Ausdruck kommt:  
 

„In der Entwicklung der deutschen Rechtsparteien bedeutet das Ende des ersten 
Weltkrieges einen wesentlichen Einschnitt. Unter der konstitutionellen Monarchie 
gewohnt, als die staatstragenden Parteien schlechthin zu gelten, fühlen sie sich nun 
in eine grundsätzlich oppositionelle Haltung gedrängt...“ (Hervorhebung hinzugefügt, 
Anm.). 

 
 

52 S. im einzelnen Benöhr, a. a. O., S. 131 ff. 
53 S. zum genuin sozialistischen Charakter des Herrschaftssystems des sog. Dritten Reichs den 24. Teil der Serie 
zur Sozialismusbewältigung: Verwirklichung des sozialistischen Totalitarismus durch den 
Nationalsozialismus unter: https://links-enttarnt.de/artikeluebersicht-sozialismusbewaeltigung  
54 Vermutlich ist damit zu erklären, weshalb Hitler nie als Reichspräsident (Staatsoberhaupt) dargestellt wurde, 
obwohl es deshalb eine Volksabstimmung gegeben hatte; das Aufgehen dieser Funktion in der des (Partei-) Führers 
stellt dann einen wesentlichen Schritt beim Absterben des Staates dar. 



Als Abschluß dieses historischen Exkurses, der reichlich oberflächlich ausfällt und damit seine 
Überflüssigkeit unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten zur „Begründung“ eines Parteiverbots 
überdeutlich macht, wird dann wiedergegeben: 
 

„Über die Entwicklung der Rechtsparteien im ganzen läßt sich zusammenfassend 
sagen, daß sie anfänglich dem Staate mehr mit theoretisch-prinzipieller als eigentlich 
umstürzlerischer Opposition entgegentreten, daß ihre Haltung dann immer radikaler 
wird und daß unter ihren verschiedenen Richtungen die radikalste siegt und unter 
rücksichtsloser Durchsetzung auch ihrer extremsten Ziele die Katastrophe des Staates 
herbeiführt“ (Hervorhebung hinzugefügt, Anm.). 

 
Ausgesagt werden soll damit wohl: Theoretische Prinzipien von Rechtsparteien sind gefährlich 
und können als Opposition nicht geduldet werden,55 weil dies zur „Katastrophe des Staates“ 
führt. Auch hierbei zeigt die Paradoxie einer „antifaschistisch“ gewendeten pro-faschistischen 
Integrationstheorie, die durch demokratiewidrige Parteiverbot zum Schutze der Demokratie 
umgesetzt wird: Durch das gegen Ideen gerichtete Parteiverbot folgt das 
Bundesverfassungsgericht der quasi-faschistischen (zumindest als solcher verstandenen) 
Maxime: „Du bist nichts, Deine Verfassung ist alles!“ Wobei natürlich der Wert „Volk“ (und 
nicht „Staat“!) durch den Wert „Verfassung“ abgelöst wird. Aber die „Verfassung“ schreibt 
danach vor, was jemand politisch vertreten darf bzw. umgekehrt politisch glauben muß. 
Gerechtfertigt werden kann dies nur, wenn man Demokratie als diskriminierende Wertordnung 
versteht. 
 
Beim Verbot „gegen rechts“ ist letztlich die falsche Ideologie, zumindest im Lichte der 
„Wesensverwandtschaft“56 als ausreichend angesehen worden, um das Parteiverbot als 
Ideenverbot begründen zu können. Damit geht die Wirkung der parteienstaatlichen 
Parteiverbotskonzeption weit über ein - bezogen auf die SRP - möglicherweise zu 
rechtfertigende Organisationsverbot hinaus und ist gegen Rechtsopposition als solche ins Spiel 
zu bringen.57 Zu rechtfertigen ist dies nach der Parteienstaatsdoktrin, weil dem demokratischen 
Repräsentationsanspruch nicht notwendigerweise durch freie Wahlen bei Bestehen des 
Parteienpluralismus entsprochen sein muß, sondern andere Integrationsmechanismen, wie eine 
als demokratisch definierte Werteordnung genügen, deren Träger unter Umständen eine 
Minderheit darstellt. Es ist nachvollziehbar, daß die seinerzeitigen Richter des 
Bundesverfassungsgerichts  Probleme hatten, bei dieser Konzeption ein Parteiverbot gegen die 
„volksdemokratische“ Linke mit der damaligen Bezeichnung „KPD“ aussprechen zu müssen, 
die sich mit der Vorstellung, daß das Volk kein Recht hat, sich durch Parteien seiner Wahl 
parlamentarisch vertreten zu lassen, wenn sich das freie Wahlrecht gegen die demokratische 
Werteordnung auswirken könnte, durchaus anfreunden konnte.58  
 
 

 
55 S. zur Frage, ob in der BRD überhaupt noch eine politisch rechte Position vertreten werden darf, den 5. Teil 
der Serie zum Parteiverbotssurrogat: Verbot, politisch rechts zu sein  
https://links-enttarnt.de/kritik-des-parteiverbotssurrogats-teil-5  
56 S. dazu den 12. Teil der vorliegenden Serie zur Parteiverbotskritik: Demokratischer Schadenszauber: 
Ideologische „Wesensverwandtschaft“ als Verbotsgrund 
https://links-enttarnt.de/wp-content/uploads/2022/07/VerbKrit12.pdf  
57 S. dazu den 10. Teil der vorliegenden Serie zur Parteiverbotskritik: Beabsichtigter Kollateralschaden für den 
politischen Pluralismus oder: Demokraten gegen die Demokratie 
https://links-enttarnt.de/parteiverbotskritik-teil-10  
58 S. dazu den 17. Teil der Serie zum Parteiverbotssurrogat: Begünstigung der politischen Linken durch die 
bundesdeutsche Verfassungsschutzkonzeption - Gründe und verfassungsrechtliche Alternative 
https://links-enttarnt.de/kritik-des-parteiverbotssurrogats-teil-17  



Korrektur durch „aggressiv-kämpferische“ Meinungsäußerung? 
 
Da das Verfassungsgericht bei diesem ohnehin ungewollten KPD-Verbot59 nicht mehr von der 
Methodik der Parteienstaatsdoktrin loskommen konnte, mußte diese auch gegen links 
angewandt werden. Um zu vermeiden, daß insoweit der Vorwurf einer staatlichen 
Ideenunterdrückung gemacht werden könnte, hat das Verfassungsgericht (und erst in diesem 
Kontext!) das wiederum eher geisteswissenschaftlich, denn rechtswissenschaftlich im engeren 
Sinne zu erfassende Korrekturkriterium der „aggressiv-kämpferischen Haltung“ eingeführt, das 
nachträglich auch rechten Gruppierungen zugutekommt (ganz kann man sich von 
rechtsstaatlich gebotenen Gleichheitserwägungen dann doch nicht verabschieden). Damit wird 
der Versuch gemacht, von der reinen Ideenunterdrückung Abstand zu nehmen, sondern es wird 
als Verbotsvoraussetzung gefordert, daß die falschen Ideen mit einer gewissen Aggressivität 
ausgedrückt werden, wenngleich dabei keine strafrechtlichen Handlungen verwirklicht sein 
müssen. Bei rechten oder als solchen eingestuften Gruppierungen wird dieses einschränkende 
Kriterium im Ergebnis allerdings wertlos, weil die aggressiv-kämpferische Haltung danach in 
der wertewidrigen Vorstellungswelt besteht: Diese ist aggressiv-kämpferisch, weil sie 
wertewidrig ist und wertewidrig ist sie, weil sie aggressiv-kämpferisch ist. 
 
Gegen diese Tautologie verfassungspolitischer „Begründung“ bei letztlich 
phänomenologischer Betrachtungsweise von orakelhaften Gesamtschauen kann sich jemand, 
dem amtlich dieser Zirkelschluß vorgehalten wird, nicht wirklich verteidigen.  
 
 
Notwendigkeit der Überwindung der Parteienstaatsdoktrin 
 
Die Notwendigkeit zur Überwindung der bundesdeutschen Parteiverbotskonzeption müßte sich 
schon Werte-immanent aufdrängen: Will die Bundesrepublik Deutschland ein „Gegenmodell“ 
zum „Faschismus“ sein, dann kann sie sich zur Begründung eines Parteiverbots nicht einer 
Methodik bedienen, die einst dem historischen Faschismus, ja sogar dem Nationalsozialismus 
irgendwie die demokratische Werthaftigkeit konzedieren mußte. Mittelfristig ist dieser 
gewissermaßen faschismusadäquate Ausgangspunkt geeignet, DDR-Potential zur Entfaltung zu 
bringen, indem Demokratie durch eine demokratische, als „Antifaschismus“ firmierende 
Bekenntnisherrschaft abgelöst wird, in der Grundrechte in Staatszeremonien deifizierend 
verehrt werden, dabei gleichzeitig ihre juristische Qualität als negative Staatskompetenzen zum 
realen Schutz von natürlichen und juristischen Personen (wie Parteien) verlieren. Es droht mit 
der Parteienstaatsdoktrin die gewissermaßen faschistische Annäherung an die 
„antifaschistische“ DDR-Verfassung von 1949,60 eine kluge linksextreme Nachbildung des ein 
paar Monate davor erlassenen Grundgesetzes.  
 
Allerdings steht bei der Überwindung der Parteienstaatslehre viel mehr auf dem Spiel als die 
Möglichkeit der Ausschaltung konkurrierender Rechtsparteien aufgrund deren falscher 
Ideologie: Die Parteienstaatslehre ist nämlich trotz ihrer Verabschiedung in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur immer noch die Grundlage der massiven staatlichen 
Parteienfinanzierung, welche aus den Parteien, ursprünglich Instrumente der Bürger über ihre 
Politiker, Herrschaftsinstrumente der Gewählten über ihre Wähler macht. Damit wird nicht 
zuletzt mit der Begründung des Demokratieschutzes der demokratische Impuls gebrochen, der 
allein geeignet ist, das von Robert Michels zumindest als Tendenz zutreffend erkannte „eherne 

 
59 S. BVerfGE, 5, 85 ff. 
60 S. dazu den 9. Teil der Serie zur Verfassungsdiskussion: Die DDR-Verfassung von 1949 – Warnung vor einer 
linken Fortentwicklung des Grundgesetzes https://links-enttarnt.de/verfassungsdiskussion-teil-9  



Gesetz der Oligarchie“ zugunsten der Demokratieverwirklichung zu brechen.61 Dieser 
„Parteienstaat“ stellt nämlich, wie nicht zuletzt das Institut des Parteiverbots zeigt, das 
wesentliche politische und verfassungspolitische Steuerungsmittel der Gewählten über ihre 
Wähler dar. Um dem Parteiverbot die von der Parteienstaatsdoktrin für notwendig erachtete 
Wirkung zu verleihen, nämlich Unbefristetheit eines Verbotsausspruchs, Ausschluß von der 
Wahlteilnahme, Neugründungsverbot, Kassation von Abgeordnetenmandate, müssen zunächst 
die Parteien als solche in einer zentralen Weise aufgewertete werden, was aber gleichzeitig auf 
eine erhebliche Mediatisierung der Wähler durch die Parteien insgesamt hinausläuft. 

 
 
Lösung: Die dringende Ent-Leibholzung des bundesdeutschen Verfassungsrechts 
 
Mit ihrer Schutzintention zugunsten des etablierten Parteiensystems durch eine besondere 
Parteiverbotskonzeption, die auf einer zumindest fragwürdigen Parteienstaatslehre beruht, 
bringt sich die Bundesrepublik Deutschland in eine klare Position gegen das Konzept der 
„liberalen Demokratien des Westens“ (so ausdrücklich die Formulierung des 
Bundesverfassungsgerichts im KPD-Verbotsurteil), das von einer freien Auseinandersetzung 
zwischen einer rechten und einer linken politisch-weltanschaulichen Strömung 
gekennzeichnet62 ist. Will daher die Bundesrepublik Deutschland eine normale Demokratie des 
Westens werden, wird sie sich von der bisher praktizierten Parteiverbotskonzeption 
verabschieden müssen, die maßgebend auf der Parteienstaatsdoktrin von Richter Leibholz 
beruht und nunmehr vor allem als Parteiverbotssurrogat (Einsatz der Inlandsgeheimdienste 
gegen politische Opposition) durchgezogen wird. Es ist die Ent-Leibholzung des 
bundesdeutschen Verfassungsrechts angesagt, was langfristige Auswirkungen auf 
Parteienfinanzierung, wahlrechtliche Sperrklausel, Veröffentlichungspraxis der 
Polizeiministerien gegen (ideologische) „Extremisten“ haben würde und die Voraussetzungen 
schaffen würde, daß der bundesdeutsche Parlamentarismus bleibend einen repräsentativen 
Charakter im Sinne der Spiegelung der Volksmeinung im Parlament gewinnt.  
 

 
61 S. dazu auch den 11. Teil der Serie zum Parteiverbotssurrogat: Verfassungsschutzgeschützter Parteienstaat 
als Demokratie-Relativierung: Glauben die bundesdeutschen „Demokraten“ noch an die Demokratie? 
https://links-enttarnt.de/kritik-des-parteiverbotssurrogats-teil-11   
62 S. dazu die Veröffentlichung des Verfassers zur Konsensdemokratie. Die Kosten der politischen Mitte, 2010 
http://www.amazon.de/Konsensdemokratie-Die-Kosten-politischen-
Mitte/dp/3935063946/ref=sr_1_1?s=books&ie=UTF8&qid=1356332822&sr=1-1  


